
Aus Sicht von Brandenburgs Feuerwehr-
präsident Rolf Fünnig ist es ein Fehler, 
Totholz nicht aus dem Forst zu bringen 
und Schutzstreifen zuwachsen zu lassen. 
Denn das bereitet den Einsatzkräften bei 
Waldbränden Probleme.

MATTHIAS KRAUSS

Rolf Fünnig, Präsident des Feuerwehrverban-
des Brandenburg, fordert eine Korrektur bei 
der Waldbewirtschaftung. In der DDR habe 
es die notwendigen Brandschneisen gegeben. 
Heute fehlen sie mancherorts, sagte Fünnig 
am Dienstag im Landtag. Die Neukonzeption 
der Waldbewirtschaftung nach dem Ende der 
DDR habe sich »aus Sicht der Brandbekämp-
fung als Fehler erwiesen«. Den Wald nicht 
mehr beräumen und einfach zuschauen, wie 
Schneisen und Brandstreifen zuwachsen, dies 
sei sehr problematisch. Gleiches gelte für das 
Prinzip, den Forst stellenweise sich selbst zu 
überlassen, um einen Urwald zu erhalten.

Während vor 1990 in den Wäldern brei-
te Schutzstreifen üblich waren, sei zugelas-
sen worden, dass diese heute vielfach nicht 
mehr bestehen. Das verhindere bei Waldbrän-
den, dass Feuerwehrleute zu den Flammen 
vordringen können. Fünnig forderte, das zu 
korrigieren und das Versäumte nachzuholen. 
Totholz wirke als Brandbeschleuniger und 
müsse in großem Umfang aus den Wäldern 
herausgebracht werden. Wie zu DDR-Zeiten 
müssten die Wälder »parzelliert«, also von ei-
nem Netz genügend breiter Streifen durchzo-
gen sein, so breit, »dass sie vom Feuer nicht 
einfach übersprungen werden können«.

Enorm erschwert wird die Waldbrandbe-
kämpfung laut Fünnig dadurch, dass seit 30 
Jahren jede Menge Totholz in den Wäldern 
herumliegt. Es entstehe dadurch bei Brän-
den eine enorme Hitze und der Verbrauch 
von Löschwasser vervielfache sich. Allerdings 
müsste zunächst der Bundestag die gesetzli-
chen Grundlagen für eine Anpassung schaf-
fen. »Dann kann das Land nachziehen.«

Zu dem großen Waldbrand bei Jüterbog, 
der sich tagelang hinzog und zeitweise auf 
733 Hektar erstreckte, sagte der Feuerwehr-
präsident, er sei davon ausgegangen, dass der 
nun »in den Griff bekommen« wurde. Jüngs-
te Nachrichten deuteten jedoch darauf hin, 
dass die Flammen erneut angefacht wurden. 
Man könne nicht sagen, dass nach der Hitze 
in den trockenen Sommern der vergangenen 
Jahre gar nichts geschehen sei, erklärte Fün-
nig. Doch reiche es noch lange nicht aus, was 
geschehen sei.

CDU-Landtagsfraktionschef Jan Redmann 
wies am Dienstag darauf hin, dass die Feuer-
wehr in Brandenburg mit modernem Gerät 
ausgestattet und inzwischen in der Lage sei, 
große Mengen an Löschwasser an entfern-
te Brandstellen zu führen. Das »erhöht die 
Schlagkraft« der Feuerwehr. Der CDU zufol-
ge wurden seit Sommer vergangenen Jahres 
in Brandenburgs Wäldern 61 Löschbrunnen 
auf Landeskosten angelegt und 147 Brunnen 
mit Fördermitteln der Europäischen Union.

Für die SPD sprach der Landtagsabgeord-
nete Uwe Adler von einem Widerspruch zwi-

schen den Prinzipien der ökologischen Wald-
bewirtschaftung und den Anforderungen an 
den Brandschutz. Das Totholz sei Lebensraum 
für Insekten, es wirke aber im schlimmsten 
Fall auch als Brandbeschleuniger. Wege für 
die Feuerwehr seien freizuhalten, und Misch-
wälder anzupflanzen sei ebenfalls ein Mittel, 
Waldbränden vorzubeugen. »Wir müssen ei-
nen guten Mittelweg finden«, meinte Adler.

Die starke Zunahme von Waldbränden 
in den vergangenen Jahren lässt auch die 
Grünen nicht unbeeindruckt. Der Waldum-
bau weg von den seit Hunderten Jahren 
vorherrschenden Kiefern-Monokulturen zu 
den ursprünglich typischen Mischwäldern 
sei wichtig, um das Problem einzudämmen, 
sagte die Fraktionsvorsitzende Petra Budke. 
Sie bekannte sich auch mit Blick auf Urwäl-
der dafür, »Schneisen zu schlagen, damit die 
Feuerausbreitung erschwert wird und die 
Feuerwehr durchkommt«.

Für die oppositionelle Linksfraktion ist es 
angesichts der Trockenperioden derweil un-
bedingt erforderlich, Fahrgäste im öffentli-

chen Nahverkehr besser vor Hitze zu schüt-
zen. Für die kommende Landtagssitzung 
brachte die Fraktion einen Antrag ein, der un-
ter anderem vorsieht, bei Temperaturen ober-
halb von 30 Grad Celsius an Bahnhöfen mit 
hohem Fahrgastaufkommen kostenfrei Trink-
wasser auszugeben. Die rot-schwarz-grüne 
Landesregierung wird in dem Antrag auf-
gefordert, an Bahnhöfen schrittweise Trink-
wasserspender einzurichten und für die Be-
schattung der Fahrgastzonen zu sorgen. Ob 
da nicht eher die Deutsche Bahn AG die rich-
tige Adresse für diese Forderung wäre? Der 
Abgeordnete Andreas Büttner erinnerte dar-
an, dass der Staat den öffentlichen Nahver-
kehr bestellt und bezuschusst.

In großen Dimensionen denkt die kleine 
Fraktion der Freien Wähler. Ihr Abgeordneter 
Philip Zeschmann sprach von der Notwendig-
keit, die Elbe bei Schmelz- und Hochwasser 
anzuzapfen, das Wasser in den Lausitzer Ta-
gebauseen zwischenzulagern und bei Bedarf 
in die Spree einzuleiten, damit der Spreewald 
nicht austrocknet.

Feuerwehrpräsident fordert Schutzstreifen in Wäldern wie in der DDR

»Wir müssen Schneisen schlagen, 
damit die Feuerausbreitung 
erschwert wird und die Feuerwehr 
durchkommt.«

Petra Budke Grünen-Fraktionschefin

Totholz beschleunigt Brände

Der Waldbrand nahe Jüterbog beschäftigte die Feuerwehr tagelang.
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Die von den Nazis als asozial eingestuf-
ten KZ-Häftlinge waren lange fast verges-
sen und sind auch heute noch in der Er-
innerungskultur an den Rand gedrängt. 
An diesem Sonntag wird es anders sein.

ANDREAS FRITSCHE

Der 1893 geborene Clemens Paul Feige hat-
te den Beruf des Fleischers erlernt, arbeitete 
als Bergmann und war in der Arbeiterbewe-
gung aktiv. 1927 starb seine Frau Emma. Sei-
ne Schwestern kümmerten sich fortan um sei-
ne beiden Kinder. Später schlug er sich dann 
vermutlich als Hausierer durch. Allein das ge-
nügte den Faschisten bereits, um Menschen 
zu verfolgen. Denn den Nazis war verdäch-
tig, wer keiner geregelten Arbeit nachging. 
Im Juni 1938 verhaftete die Kriminalpolizei 
den Mann und steckte ihn ins KZ Sachsenhau-
sen. Dort wurde er am 19. Dezember 1939 
ermordet.

Seit 2017 steht in der Gedenkstätte Sach-
senhausen in dem waldartigen Gelände links 
neben dem historischen Lagertor ein Gedenk-
stein für Clemens Paul Feige, um das sich sei-
ne Nachfahren gekümmert haben – Enkel, Ur-
enkel und Ururenkel. Am 18. Juni um 14 Uhr 
soll in Sachsenhausen ein weiteres Gedenk-

zeichen eingeweiht werden. Es erinnert dann 
an alle Opfer der sogenannten Aktion Arbeits-
scheu Reich, bei der im Juni 1938 innerhalb 
weniger Tage mehr als 10000 angeblich aso-
ziale Menschen in verschiedene Konzentrati-
onslager verschleppt worden sind. Ihr Kenn-
zeichen auf den gestreiften Jacken war ein 
schwarzer Winkel.

Es traf Bettler und Landstreicher, Alkoho-
liker und Obdachlose. Es traf Arbeiter, die 
streikten oder bummelten. Es traf Prostitu-
ierte – und es traf davon abgesehen Juden 
sowie Sinti und Roma. Viele von ihnen über-
lebten die Qualen nicht. Diese Opfer des Fa-
schismus wurden in der Erinnerung an den 
Rand gedrängt, wenn überhaupt von ihnen 
Notiz genommen wurde.

Erst im Jahr 2020 erkannte der Bundes-
tag sie offiziell als Verfolgte an. In der Er-
innerungskultur sei die Opfergruppe der als 
asozial Stigmatisierten aber bis heute mar-
ginalisiert, erklärt die Stiftung brandenbur-
gische Gedenkstätten. »Nur wenige der Be-
troffenen haben nach 1945 öffentlich über 
ihre Erfahrungen in den Konzentrationsla-
gern gesprochen.«

Allein 6000 Männer kamen bei der Akti-
on ins KZ Sachsenhausen. Die Verhaftungen 

gingen auch in den kommenden Monaten 
und Jahren weiter. Für Sachsenhausen las-
sen sich insgesamt etwa 11100 Häftlinge mit 
dem schwarzen Winkel nachweisen. Bei den 
in Berlin von der Polizei im Juni 1938 fest-
genommenen 1000 bis 2000 Juden reichte 
es schon aus, wenn diese eine Straßenkreu-
zung regelwidrig überquert hatten, wie der 
Historiker Thomas Rink im Jahr 2002 fest-
hielt. Ihm zufolge heizte Reichspropagan-
daminister Joseph Goebbels bei einer Ver-
sammlung die Stimmung an. Goebbels habe 
in seinem Tagebuch notiert: »Vor 300 Polizei-
offizieren in Berlin gesprochen. Ich putschte 
richtig auf. Gegen jede Sentimentalität. Nicht 
Gesetz ist die Parole, sondern Schikane. Die 
Juden müssen aus Berlin heraus.« Wie eini-
ge Monate später in der Pogromnacht vom 9. 
November 1938 kam es laut Rink bereits in 
dieser Zeit dazu, dass Geschäfte jüdischer In-
haber beschmiert und Synagogen demoliert 
worden sind.

Bei der Einweihung des Gedenkzeichens 
am kommenden Sonntag soll unter anderen 
Frank Nonnenmacher reden. Er ist der Neffe 
eines Sachsenhausen-Überlebenden und Vor-
sitzender des Verbandes für die Erinnerung 
an die verleugneten Opfer des Nationalsozi-

alismus. Dazu erscheinen will auch der Ber-
liner Lothar Eberhard mit Mitstreitern seines 
Arbeitskreises »Marginalisierte gestern und 
heute«.

Seine eigene Veranstaltung zum 85. Jah-
restag der Aktion Arbeitsscheu Reich hat der 
im Jahr 2007 gegründete Arbeitskreis bereits 
am 10. Juni ausgerichtet. Er zeigte im Kun-
ger-Kiez-Theater im Parkcenter Berlin-Trep-
tow das Ein-Personen-Stück »Monologe mit 
meinem ›asozialen‹ Großvater – ein Häft-
ling in Buchenwald«. Das Stück von und mit 
dem Theaterpädagogen Harald Hahn wid-
met sich dem Schicksal von Anton Knödler. 
Hahn spricht mit seinem verstorbenen Groß-
vater über das Familiengeheimnis seiner Haft 
im KZ Buchenwald. Er schlüpft davon aus-
gehend auch in die Rolle eines SS-Mannes 
und verwandelt sich zurück in das Kind, das 
er einst war.

In einer Ankündigung der Aufführung 
hieß es, Harald Hahn decke unbequeme Kon-
tinuitäten auf, die bis in die Gegenwart hin-
einwirken: »Was richten Schuld, Scham und 
Schweigen über Generationen in Familien 
an? Und wie strukturieren Klasse und Her-
kunft nicht nur das Erinnern, sondern das Le-
ben in der Gesellschaft der Gegenwart?«

Gedenkstätte erinnert an den 85. Jahrestag der sogenannten Aktion Arbeitsscheu Reich

Hausierer ins KZ Sachsenhausen verschleppt

Die Koalitionspartner sind mit einem 
Vorschlag von Ministerpräsident Diet-
mar Woidke (SPD) für den Rundfunk 
RBB unzufrieden.

MATTHIAS KRAUSS

Die Koalitionspartner CDU und Grüne 
haben am Dienstag Ministerpräsident 
Dietmar Woidke (SPD) dafür kritisiert, 
dass er sich in die Debatte um das künfti-
ge Gehalt eines Intendanten beim Rund-
funk Berlin-Brandenburg (RBB) einge-
mischt habe. Woidke hatte in einem Brief 
an den RBB-Verwaltungsrat appelliert, die 
von den Rechnungshöfen beider Bundes-
länder angeregte Einkommenshöhe zu be-
rücksichtigen. Verwaltungsratschef Benja-
min Ehlers hatte darauf geantwortet, es sei 
nicht die Aufgabe von Regierungen oder 
Landesparlamenten, Hinweise in diese 
Richtung zu geben. Es bestehe keine Not, 
sich dort einzumengen.

Zuvor hatten die Rechnungshöfe von 
Berlin und Brandenburg in einem gemein-
samen Gutachten dem Verwaltungsrat ge-
raten, bei der Festsetzung des Intendan-
tengehalts 180000 Euro im Jahr nicht zu 
überschreiten. Die entlassene Intendantin 
Patricia Schlesinger hatte noch mehr als 
300000 Euro im Jahr kassiert.

SPD-Landtagsfraktionschef Daniel Kel-
ler hat sich erwartungsgemäß vor seinen 
Ministerpräsident Woidke gestellt. Die er-
forderliche Reduzierung des Gehalts, die 
sich an den Einkommen des öffentlichen 
Dienstes orientieren sollte, würde sich 
nach unten fortsetzen müssen, sagte Kel-
ler. Denn auch die Gehaltsebenen unter-
halb der des Senderchefs hätten sich am 
bisherigen Spitzengehalt orientiert. Wenn 
die RBB-Mitarbeitervertretung sich über 
Woidkes Intervention beschwere, kön-
ne er das nicht verstehen. Bezogen auch 
auf andere Proteste äußert Keller: »Wer 
den Sumpf trockenlegen will, darf sich 
nicht wundern, wenn der eine oder ande-
re Frosch auch quakt.«

Als »vorgezogenes Wahlkampfmanö-
ver« wertete CDU-Fraktionschef Jan Red-
mann den Brief von Woidke. Er habe sich 
»über dieses Schreiben sehr gewundert«, 
erklärte Redmann. Die Zuständigkeit des 
Ministerpräsidenten liege bei den RBB-
Staatsverträgen. Dort habe er die Mög-
lichkeit, auf eine Einkommensbegrenzung 
hinzuwirken. Dort wäre der Ort, »diese Po-
sition einzubringen«.

Grünen-Fraktionschefin Petra Bud-
ke wies auf die geforderte »Staatsferne« 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks hin. 
Zweifellos erfordere das sehr hohe finan-
zielle Defizit des Senders einen langfristi-
gen Sanierungs- und Entschuldungsplan. 
Doch tiefgreifende strukturelle Verände-
rungen befürworte sie nicht, betonte Bud-
ke. Auch solle der RBB »unbedingt erhal-
ten bleiben«. Es gab bereits Ideen, ihn mit 
anderen Sendern zusammenzulegen. Mi-
nisterpräsident Woidke hatte eine solche 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen.

Am Freitag wird der neue Intendant 
gewählt. Das ist notwendig, weil Patricia 
Schlesinger nach Vorwürfen der Vettern-
wirtschaft und der Verschwendung frist-
los entlassen wurde. Sie bestreitet die 
Vorwürfe. Die Generalstaatsanwaltschaft 
Berlin ermittelt. Momentan ist Katrin Ver-
nau Interims-Intendantin. Sie hatte öffent-
lich die Bereitschaft bekundet, weiterzu-
machen, sich aber nicht förmlich um den 
Posten beworben.

Intendantenlohn bei 
180000 Euro deckeln

❚ BRANDENBURG

Manöver bringt Verstöße 
gegen Nachtflugverbot
Schönefeld. Die große Luftwaffen-
übung über Deutschland hat am 
Flughafen BER in Schönefeld in der 
ersten Nacht zu einem Start und einer 
Landung außerhalb der gewöhnlichen 
Betriebszeiten geführt. Das teilte der 
Flughafen am Dienstag auf Anfrage 
mit. Einer Sprecherin zufolge gab es 
einen Start um 23.32 Uhr und eine 
Landung um 0.12 Uhr. Am BER sind 
reguläre Linienflüge in der Zeit von 
Mitternacht bis fünf Uhr eigentlich 
ausgeschlossen, von 23.30 bis 24 Uhr 
sowie von fünf bis 5.30 Uhr dürfen 
keine planmäßigen Flüge stattfinden. 
An der Übung »Air Defender 2023« 
nehmen bis zum 23. Juni 25 Nationen 
teil. Das führt zu Einschränkungen für 
den zivilen Luftverkehr. Das Branden-
burger Verkehrsministerium hatte 
mitgeteilt, dass am BER mit ver-
späteten Flügen zu rechnen sei. Bei 
Verspätungen werde die Gemeinsame 
Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
auf Antrag der Fluggesellschaften im 
Einzelfall prüfen, ob Starts und Lan-
dungen per Ausnahmegenehmigung 
trotz des am BER geltenden Nacht-
flugverbots außerhalb der Betriebszei-
ten möglich seien. dpa/nd

Kleingartenheft für 
Zugewanderte vergriffen
Potsdam. Knapp drei Monate nach 
dem Erscheinen ist die Broschüre für 
Flüchtlinge, die Kleingärtner werden 
wollen, bereits weitgehend vergrif-
fen. »Wir hatten viele Nachfragen, 
auch aus ganz Deutschland«, sagte 
Sozialministeriumssprecher Gabriel 
Hesse. Nicht mehr vorrätig sei das 
Heft »Ich werde Kleingärtnerin! Ich 
werde Kleingärtner!« insbesondere 
in den Sprachen Deutsch und Farsi 
(Persisch). Daher sei ein Nachdruck 
geplant. Dies wünscht sich auch der 
Landesverband der Gartenfreunde. 
»Bei uns sind die Broschüren auch 
weitgehend vergriffen«, sagte der Vor-
sitzende Fred Schenk. Vereine aus der 
Gegend von Senftenberg wünschten 
sich die Anleitung auch auf Polnisch. 
Die Grenze zum Nachbarland ist dort 
nah. Auch eine portugiesische Aus-
gabe sei bereits angefragt worden, 
erzählte Schenk. »Aber dies können 
wir nicht leisten.« Der Verband hatte 
die Broschüre in sieben Sprachen, 
darunter Arabisch und Russisch, ge-
meinsam mit der Landesintegrations-
beauftragten Doris Lemmermeier 
Mitte März vorgestellt. Die Auflage 
des bundesweit einmaligen Projekts 
betrug 5500 Exemplare. Finanziell sei 
eine Kleingartenparzelle erschwing-
lich, betonte Schenk. »Der Pachtpreis 
liegt im Brandenburger Durchschnitt 
bei zwölf Cent pro Quadratmeter im 
Jahr.« dpa/nd

Feuer auf vier Hektar 
Forst bei Rheinsberg
Rheinsberg. Eine etwa vier Hektar 
große Waldfläche steht bei Rheinsberg 
(Ostprignitz-Ruppin) in Flammen. Die 
Feuerwehr warnte die Menschen am 
Dienstagmorgen vor einer Geruchsbe-
lästigung bis ins Stadtgebiet der mehr 
als 20 Kilometer entfernten Kommune 
Neuruppin. Der Rauch zog demnach 
sogar noch weiter bis ins etwa 50 
Kilometer entfernte Friesack. Den An-
gaben zufolge kämpfte ein Großauf-
gebot an Einsatzkräften seit etwa 3.30 
Uhr gegen das Feuer. dpa/nd

1,27 Millionen Euro 
Fördergeld für Radwege
Pritzwalk. Brandenburgs Infrastruk-
turminister Guido Beermann (CDU) 
hat am Dienstag drei Zuwendungsbe-
scheide für insgesamt 1,27 Millionen 
Euro an Fördermitteln an die Stadt 
Pritzwalk (Prignitz) übergeben. Damit 
unterstützt das Land drei Bauvorha-
ben an Radwegen. »Wir wollen den 
Radverkehr in Brandenburg stärken 
und sicherer machen«, erklärte Beer-
mann. Der Radweg entlang der Stra-
ße Hainholz werde eine normgerechte 
Beleuchtung erhalten, der neue, 1,4 
Kilometer lange Radweg entlang der 
Havelberger und der Kyritzer Straße 
schließe eine bestehende Lücke, der 
Radweg in der Wittstocker Chaussee 
werde auf die Höhe der Zeit gebracht, 
so der Minister. Alle drei Bauvorhaben 
sollen noch 2023 realisiert werden. 
Die Gesamtkosten belaufen sich auf 
1,75 Millionen Euro. nd
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